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ze. Mai 1963 * Klägers und Revisionsklög ers.

‚
Prozeßbevollmächtigter: ? _

1 ;

g e g e n

k

Tdie Lande„vercichelvqgcan°t lt Baden, Karlsruhe, £aiecz-
allce 8,

v _ . .
l

eklagte und Revisionsbekl&gte.
\i .

" V>-
' ‚'

' >, “'
'

hat der 32. Senat ges 3undeesoz ie

liche Verhandlung vom 28. Mai 1963, an 6,
haben

Sen.t sprräsident R a a e k
_

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. D e p p r i c h und

—Eundesrichter S c h m 1 d t h a l 3

als weitere Ber115rich ter.

Eundessozialrichter W e b e r
„

und

Eundessozialrichter G r a e f ‘
_

als ehrenamtliche Richter,
../ =?

für Recht erkannt: ‘„
.

‘ 1

Auf die Revis ion des Klägers wird das Urteil des landes—
sozialgerichts Baden—Württemberg vom 17. ?ebrucr 1961

mit den ihm zugrund_elieg enden Feststellungen aufgeho—

ben. : ; ; „ t“
_

Die Sache w'rd zur erneuten Verhandlung uno rnt9 cneidung1

an das Landessozie lg; ericht zurückvcr icsen°

Von Rechts wegen°
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—Der im Jahre 1910 geborene Kläger war von 1925 bis 1928

als Webereihilfsarbeiter sowie von 1928 bis 1941 im

“Baugewerbe‚ und zwar zunächst als Bauhilfsarbeiter,

Später als Maurerlehrling und, nachdem er im Jahre 1937

* die Gesellenprüfung bestanden hatte, als Maurergeselle

_
versicherungspflichtig beschäftigt. Von 1941 bis 1943

leistete er Wehrdienst; anschließend war er von 1943

bis 1944 als Rüstungsarbeiter und schließlich von 1944
bis 1957 als Spinnereiarbeiter tätig.

Während des WehrdiensteS, am
27: Januar 1942, zog sich

lder Kläger eine Erfrierung zu, die zur Absetzung des

linken Unterschenkels unterhalb des Knies und zur Ab—

setzung der Zehen des rechten Fußes sowie einer Pesch —
' digung der rechten Ferse führte. Er erhält hierfür

eine Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbe—

fähigkeit (man) von 70 V.H. Die Beklagte gewährte ihm
vom 1° August 1942 an Invalidenrente wegen vorübergehen—

der Invalidität, die allerdings mit Ablauf des November

1946 wieder entzogen wurdeo

Am 20. August 1957 stellte der Kläger erneut Antrag auf
Gewährung von Rente aus der Rentenversicherung der Ar—

beiter mit der Begründung, er sei infolge eines zusätz—

lich aufgetretenen Lendenwirbelleidens seit März 1957

nicht mehr in der Lage, einer Erwerbstätigkeit nachzu—

geheno In dem von der Beklagten eingeholten Gutachten

‘des Obermedizinalrats Dr. W« ‘ in P" „., vom
23. September 1957 wurden Erfrierungsfolgen und ein„

Wirbelgelenkleiden(Spondylarthrosis) festgestellt, wurde

der-Kläger aber als für alle leichten bis mittelschwe—

ren Arbeiten einsatzfähig befunden sowie das Vorliegen

_
_l -_ _ *; .‘\ . ‘,

; gf;
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‘von Berufsunfähigkeit verneintL Die Beklagte lehnte
daraufhin durch Bescheid vom 8. Oktober 1957 die Ren-

tengewährung ab, weil weder Berufs— noch Erwerbsunfäf

‚higkeit vorliege. ‘ * f " _ " J“ " -;;„‘„„„

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Klage° Das So—f
Izialgericht (SG) hat noeh ein Gutachten von den Chi—

rurgen Dr.
. _

' .und Dr. vom Bezirkskran—A

kcnhaus W "'2"1 eingeholtl In ihrem Gutachten vom
'15. Oktober 1958 stellten diese Sachterständigen fest,

daß es sich um die Folgen einer Erfrierung beider Füße

handele; der Kläger trage seit 1942 eine gut sitzende

Prothese links sowie orthopädisches Schuhwerk rechts,

gehejedoch bis heute noch immerstark hinkend und
unsicher. Als sekundäre Folgen der Unterschenkelabé

setzung beständen krankhafte Veränderungen im Bereich

der Wirbelsäule; diese sei in ihrer Beweglichkéit_be-

hindert. Die vom Kläger geäußerten Beschwerden—bei:;gp-

ängerem Verweilen in einer Körperstellung sei er
ge—

zwungen, in kurzen Zeitabständen einen Wechsel vorzue_

nehmen — seien durch die objektiven klinischen undil

röntgenologischen Veränderungen an der Wirbelsäule ?"

zu erklären und erschienen durchaus glaubhaft. Diet

_weiterhin bestehenden Erkrankungen an Herz und Kreis—
'lauf sowie im Magen— und Darmtrakt fielen nicht ins

Gewicht. Es erscheine unmöglich, daß der Kläger einer
regelmäßigen Arbeit nachgehe. Diese Ansicht werde zue

‘demdadurch bestärkt , daß beide Handinnehfläohen des
Klägers völlig unbeschwielt und_ zart seien, also__“

keine Arbeitsspuren erkennen ließen. Er sei nicht

mehr imstande; auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch
Arbeiten zu verrichten, so daß er als erwerbsunfähig

zu bezeichnen sei„ Er könne insbesondere Arbeiten im
Gehen oder Stehen oder Sitzen nicht mehr verrichten,

_ 4 _g
'
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Iweil
er infolge des_Wirbelgleitene und der damit verbun—'

-denen Schmerzen gehindert sei, eine Körperlagé für längere

Zeit einzuhalten. Daher eracheine selb3t eine Beschäfti—
_gung'mit einer leichteren Heimarbeit im Sitzen nicht mögé_

‘liCh. Eine Erwerbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit
"oder mit mehr als geringfügigen Einkünften könne er also,
VniCht mehr ausüben. Die'Berufsé b2w. Erwerbsunfähigkeit' '

bestehe seit der EihStellung der gewohnten Beschäftigung,.
also seit März 1957. Da es sich bei den pathologischen
Veränderungen um nicht rückgängig

zu machehde Vorgänge

„handele, müsse ein Dauerzustand angenommen werden.
‚.

_„;;

In der mündlichen Vérhandlung'vor_demSGhat die Beklagte
'das Vorliegen von Berufsunfähigkeit anerkannt. Der Kläger
hat Antrag auf Aufhebung des angefochtenen Beschéides

_und Gewährung von Rente wegen Erwerbsunfähigkeit gestellt°

Dassd hat durchUrteil vom14. Mai 1959'dehangefochtenen
.Bescheid aufgehoben und die Beklagte verurteilt, dem
'Kläger einen neuen Bescheid über die Gewährung von Rente

wegen Berufsuhfähigkeit vom 1. August 1957 an zu erteilen.

Im übrigen hat es die Klage abgewiesen. Entgegen der Auf—

.fassung der Gutachter Dr. Sch
__

„und Dr. M -sei

_
es der Überzeugung, daß der Kläger noch in gewisser Re-
gelmäßigkeit erwérbstätig sein könne. Er sei n00h nicht_

.50 Jahre alt und geistig gewandt. In seinem Zustand be—
dürfé

er
zwar abwechselnder Bewegung° Er sei aber noch

-in der Lage, Stundenweisez.B. als Parkwächter oder Ver—
\kehrsregler bei Bauvorhaben oder als Heimarbeiter, wenn

. er teils sitzen, teile stehen könne, erwerbstätig zu

sein. Er sei daher noch nicht erwerbsuhfähig nach $ 1247
7Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO). :'„'j ‘

Gegen-dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt.
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Das3érafungsgefichfhat nochein GutaChtenvon'aem
Oberarzt Dozent I

, .
bei der Orthopädischen

Abteilung der ChirurgischenUniversitätsklinik Fi
eingeholt. In seinem Gutachten vom 3. Juni 1960

ist der Sachverständige auf Grund einer ambulanten

Untersuchung des Klägers zu dem Ergebnis gelangt,

daß sich durch die festgestellten krankhaften Ver—

änderungen (Verlust des linken_Unterschenkels‚.Ver—

lust sämtlicher Zehen des rechten Fußes, Narbe an

der rechten Ferse, Wirbelgleiten des_5. Lendenwir-
bels über den 1. Kreuzbeinwirbel mit Bandscheiben—

,
entartung der praesacralen Bandscheibé, spondylo—

tischen Veränderungen an der„unteren Brust— und an

der Lendenwirbelsäule) eine’starke Gehbehinderuhg,

eine schmerzhafte BewegungseinSchränkung der Wirbel- '

säule und eine Herabsetzung der_Eelastbarkeit der Wir—

belsäule ergebe. Arbeiten, bei denen der Kläger län—
ger gehen, stéhen oder sitzen müsse und solche, wel-

che die Wirbelsäule belasteten, könneer nicht mehr
ausführen. Leichte Arbeiten, abwechselnd im Stehen
und Sitzen seien dem Kläger zwei bis drei Stunden

.
täglich zuzumuten. Seit dem 1. August 1957 sei wahr?

scheinlich keine wesentliche Änderung des Gesundheits-

zustandes eingetreten, doch habe im Vergleich zumGute
achten vom 23._September 1957 die Verspannung der
Rückenmuskulatur_und die Bewegungseinschränkung der

’

Wirbelsäule zugenommen. Dieser Zustand sei aber seit

der Begutachtung vom 15. Oktober 1958 gleich geblie-

ben. In gewisser Regelmäßigkeit könne der Kläger '
_

- noch leichte Arbeiten, abwechselnd im Stehen_und Sit—

zen, jedoch höchstens drei Stunden täglich ausüben.
Es seien ihm aber keinerlei Arbeiten mehr zuzu■uten‚4

welche die Wirbelsäule irgendwie belasteten oder bei

denen er dauernd stehen oder sitzen müsse°
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>_DasBerufung3gericht hat_durch Urteil vom 17. Fébfüéf'

*‘1961 die Berufung zurückgewiesen; es hat die Revision

zugelassen. Bei der Beurteilung der Erwerbsunfähigkeit

_bedürfe es im Gegensatz zur Beurteilung der Berufsun—

fähigkeit weder der Heranziehung einer Vergleichsperson

mit ähnlichen Kenntnissen und Fähigkeiten, noch sei der
Kreis der zumutbaren Tätigkeiten eingeschränkt. Nur dann

sei eine VerweiSung auf eine Tätigkeit außerhalb der Be—

rufsgruppe unzumutbar, wenn dies im Hinblick auf die 3

bisherige Lebensstellung des Versicherten eine offen—

sichtliche Härte bedeute. Sonst aber müsse der Versicher—

te sich im Rahmen der ihm verbliebenen ErWerbsfähigkeit

auf alle Tätigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes ohne
RüCksicht darauf verweisen lassen, ob die Beschäftigung

der sozialen Versicherung unterliege und ob er auf dem

allgemeinen Arbeitsfeld noch Vermittelt_Werden könne.

“'Das Berufungsgerichtist hinsichtlich der Frage, ob der
Kläger'noch in gewisser Regelmäßigkeit eine Erwerbs—

,
tätigkeit ausüben kann, dem Gutachten des Orthopäden

Dozent Dr. B ■5f'vom 3. Juni 1960 gefolgt. Dem Kläger

seien auf nicht absehbare Zeit noch leichte Arbeiten in
geWiSser Regelmäßigkeit abWechselnd_im Stehen und Sitzen

bis zu drei Stunden täglich_zuzumuten° Bei dem erhobenen
medizinischen Befund könne er also noch eine Erwerbs—

?}
tätigkéit in gewisser Regelmäßigkeit in diesem Umfangaxi‘
ausüben. Er müsse sich dabei auf alle leichten Tätig— _„

keiten verweisen lassen, die er nach seinen Kenntnissen

und Fähigkeiten noch ausüben könne, z.B. auf die eines
Wächters oder Heimarbeiters. Die erste Alternative des

9 1247 Abs. 2 BVG Sei damit nicht erfüllt°

Aber
auch die zweite

Alternative dieser Vorschrift sei

nicht gegeben; Von geringfügigen Einkünften könne nur ge—

sprochen werden, wenn sie wirtschaftlich für den Versk■mr«

._7'__"
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Vtenfbei Eestreiten seines Lebensunterhalts nicht ins

GeWichtfielen. Eine feste Grenzesei dafür nicht ge—
geben° Die Geringfügigkeit der Einkünfte lasse sich

nur nach den Verhältnissen-des Einzelfalles beurtei-_

len, und zwar nach der_Höhe des früher bezogenen ..
}‚Entgelte und nach der Differenz zwischen der Höhe der

Rente
wegen Berufsunfähigkeit und.derjenigén

wegen Er-■
werbsunfähigkeit. Wenn von der Höhe des früheren Ent-

gelte ausgegangen werde, könne nur der vom Kläger im

Rentenahtrag mit rund 280‚—— DM angegebene Monatslohnv

als Vergleichsgrundlage dienen, nicht aber das Ein—

kommen, das er derzeit als vollbeschäftigter Sühnerei-

arbeiter erzielen könnte. Da der Kläger den ihm mög—

lichen Verdien3t als Hilfsarbeiter bei einer Eeschäfe

tigung von täglich zwei bis drei Stunden mit 25‚-— DM
wöchentlich beziffert habe, könne dabei von

einem
ge—

rringfügigen Einkommen im Verhältnis
zum früheren Ver—

dienst nicht gesprochen werden. Zum gleichen Ergebnis

führe auch der Vergleich zwischen der dem Kläger ge—

währten Rente wegenEerufsunfähigkeit und der ihm we—
gen Erwerbsunfähigkeit etwa zustehenden Rente. Hier

betrage der Unterschied - abgerundet — für die Jahre

1957 bis 1958monatlich 59,-— DMund für 1959monate
lich 62,—— DB. Auch dieser Betrag liege unter_dem mög—

lichen Verdienst des Klägers. Dennbei einer leichten
Erwerbstätigkeit könne er nach seinem eigenen Vortrag

monatlich noch mehr als 100,4— DM verdienen. Einen

' weiteren Anhaltspunkt biete auch 5 168 Abs. 2 RVOin
der Fassung der Vereinfachungsverordnung vom 17. März

1945, wonach als geringfügiges Entgelt 15‚—— DM wö—

chentlich (65‚—— „M monatlich) anzusehen seien. Auf ‚

55 66, 76 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung (AVAVG) könne nicht verwie—

sen werden, Weil es nicht auf die Geringfügigkeit “

der Beschäftigung, sondern des Einkommens ankomme.
! (
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bj Ebenso könne nicht ohne weiteres auf die Bemessungsgrenze
,? des Einkommens bei versicherungsfreier Beschäftigung

ff nach 5 1228Abs. 2 Buchstabeb RVO_abgestelltwerden‚
_' Aber selbst wenn die Bemessungsgrenze des 5 1228 Abs° 2

T_.Buchst.b EVOin Verbindungmit 5 1585Abs. 2 RVGund
fiArt._2'9 45 Abs‚ 2 des Arbeiterrentenversicherungs—Neu—
'regelungsgesetzes (ArVNG)

zum Vergleich herangezogen wer—'
den sollte, ergäbe das Achtel der.Beitragsbemessungsgren—

.ivze monatlich für die Jahre 1957bis 1960einen Betrag von
'rund 100,-— DM, überstiGge also das

vom Kläger angegebene
mögliche Monatseinkommen nicht° Nach alledem lägen die
Voraussetzungen für die Gewährung einer Rente wegen Er—
werbsunfähigkeit nicht vor„

'Gégen.däs.seinem Prozeßbevollmächtigten 2. Instanz am
'15. April 1961 zugéstellte Urteil hat der Kläger durch

seinen Prozeßbevollmächtigten 3. Instanz mit Schrift—

satz vom 17) April 1961, eingegangen beim BundeSSozial—

_gericht (BSG)_am 18. April 1961, Revision eingelegt und

vdiese mit Schriftsatz vom 5. Mai 1961, eingegangen beim

BSG am 6. Mai 1961, begründet. " -
‘. 3‚_

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts könne er
'nur noch Arbeiten verrichten, für die es in Wirklichkeit

2
Arbeitsplätze nicht gebe. Unter realen Voraussetzungen

sei das, was er noch auszuüben vermöge, überhaupt keine

. "Erwerbstätigkeit" im Sinne,dee @ 1247 Abs„ 2 EVO. Das
Vdrdérgericht habe das Begriffsmerkmal "Erwerbstätigkeit"
verkahnt._Eine‚Erwerbstätigkeit umfasse zwar alle Tätig-
keiten; die der Versicherte noch nach seinen Kenntnissen

und Fähigkeiten_ausüben könne, diese Tätigkeiten müßten

aber unter allen Umständen einen "Erwerb" abwerfen° Eine

-Tätigkeit, für die kein ArbeitgeberEntgelt zu zahlen
bereit ist, stelle keine " Erwerbs "—Tätigkeit dar.>

1"-„‘
1„ \
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. Erst Wenn eine Erwerbstätigkeit ausgeübt Werden_könne‚

kommees auf die beiden Alternativen des 5 1247 Abs. 2

EVOan, ob der Versicherte eine Erwerbstätigkeit.auf
nicht absehbare Zeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht

mehr ausüben oder nicht mehr als nur geringfügige Ein—

künfte dureh Erwerbstätigkeit«erzielen könne. Anderer-

seits sei dem Berufungsgericht allerdings darin Zuzu- »
stimmen, daß die ärztlichen Gutachter eine Unregelmä-

ßigkeit der Erwerbstätigkeit nicht estätigt hätten.j‚

;
Es erhebesich daherdie FragenachdemMaßstabfürif'
die "geringfügigen Einkünfte". Hier böten sich die ver-

schiedensten Möglichkeiten an.,Keinesfalis aber seien '
die Einkünfte dann als geringfügig anzusehen, wenn sie

um 100‚—— DM lägen. Er könne mit 12,5 Wochenstunden

(5 Tage mit 2,5 Stunden) und einem Stundenlohn von
höchstens 2,-— DM (als Hilfsarbeiter oder in Heimar—
beit) im Monat aber gerade einen Betrag von knapp '

100‚—— DM erzielen. Er würde also nur "geringfügige"

Einkünfte erzielen.

Er beantragt, ‚_ EHÜ. iy;_
. J} \)„_I‘

, .
die Urteile dessc Freiburgvom14. Mai1959'

if]?
}

und des Landessozialgerichts (ISG) Baden-Würt—

' "' temberg vom 17. Februar 1961 sowie den‘Beschéid

der Beklagten vom 8. Oktober 1957 aufzuheben,

soweit in ihnen der Anspruch auf Erwerbsunfähigé

keitsrente abgewiesen Worden iSt, und die Be- ’

klagte zu verurteilen, dem Kläger Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit v0m 1. August 1957 an zu ge-
währen."j

3"„

Die Beklagte beantragt, "

Die Revision zurückzuweisen.
‘

g'Örff;ß■fgf
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' Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Da der
"Kläger bis zu drei Stunden täglich einer Erwerbstätigkeit
'nachgehen könne, sei es nicht möglich, von einer Gering—

fügigkeit des erziélbaren Arbeitsverdienstes zu sprechen°

Nach5 1246Abs. 2 EVOliege Berufsunfähigkeitvor, Wenn
der Versicherte nur noch “weniger als die Hälfte" eines

Vergleichbaren, gesunden Versicherten verdienén könne,

—undnach 5 1247 Abs° 2 EVO bestehe Erwerbsfähigkeit,

wenn ein Versicherter "nicht mehr als nur geringfügige

Einkünfte durch Erwerbstätigkeit ei‘zielehgkönne“° Aus'

der unterschiédlichen Terminologie der Einkommensgrenze

in diesen.beiden Vorschriften'sei zu schließen, daß der
Gesetzgeber bei der Erwerbsunfähigkéit von einem unter

der Berufsunfähigkeit liegenden Maß ausgegangen sei; Aus—

gehend von einem normalen Arbeitstag von 8 — 9 Stunden

sei die Möglichkeit zur Erzielung von mindestens der

Hälfte der Einkünfte eines geSuhden Versicherten noch '

anzunehmen, wenn die Fähigkeit für eine 4 bis 4 1/2— stün—'

dige Tätigkeit gegeben sei. Bestehé jedoch auf Grund von

Krankheiten oder sonstigen Gebrechen nur die Möglichkeit

'zu einer Erwerbstätigkeit bis zu 2 Stunden (etwa 1/4
5

eines Arbeitstages), würde man von geringfügigen Ein—

künften zu sprechen haben, Man könne'dagegen nicht von
geringfügigen Einkünften sprechen, wenn die Fähigkeit

für eine Erwerbstätigkeit von 2 —4 Stunden (etwa 1/4
bis zu 1/2 eines Arbeitstages) in gewisser Regelmäßig-

keit bestehe. Das Argument des Klägers, daß es'Arbeits—

plätze dieser Art nicht gebe, greife bei 5 1247 Abs° 2

BVDnicht durch, „„ :&;15„3„V553}3 > «
11„„„__‘„„-; 'f

'Der
zulässigen

ReviSion
des Klägers_könhte der Erfolg

insofern nicht versagt bleiben, als das angefochtene
Urteil aufgehoben und die Sache zur

erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück—

verwiesen werden mußte° ‘” ‘ " ' '
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Da die Beklagte durch das SGzur Gewährungvon Rente

wegen Berufsunfähigkeit verurteilt worden is t und die-

ses Urteil‚u die Beklagte hat keine Berufung eingelegt,?
insoweit rechtskräftig geworden ist, ist nur noeh dar-

über zu
befinden, ob der Kläger darüber hinaus An5pruch

auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nach @ 1247 RVOhat.

Dieser Anspruch hängt, da die Wartezeit von 60 Beitrags—
monaten (€. 1247 Abs. 3 RVG) zweifelsohne erfüllt ist,

nur davon ab, ob der Kläger erwerbsunfähig nach 5 1247

Abs-? RV°ist. . -* -v;a«*‚;‚at«_;»;aa„gé„l
Es war

zunächst
zu prüfen, ob_die Voraussetzungen der

ersten Alternative des 5 1247 Abs. 2 EVO vorliegen,”
d.h; ob der Kläger infolge von Krankheit oder anderen

Gebrechen Oder von Schwäche seiner körperlichen oder
_geistigen Kräfte auf nicht absehbare Zeit eine Erwerbs—

tätigkeit in gexiseef Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben

kann.

Da der Kläger nach den
vom

Berufungsgericht getroffe-

nen, von der Revision nicht angegriffenen Feststellun—

gen infolge von Krankheit und anderen Gebrechén für

dauernd, d. h. also ohne zeitliche BeSchränkung, erwerbe—

beschränkt ist, durfte dieses davon ausgehen, daß der

Kläager im Sinne dieser Vorschrift auf "nicht absehbare

Zeit" erwerbsbeschränkt ist. Es mag zweifelhaft sein,

welche Zeitspanne als "nicht absehbare Zeit" in diesem

Sinne anzusehen ist, hier bedurfte es einer Entschei—

dung_dieser ZWeifelsfrage jedoch nicht, da ein Dauer—

zustand, wie er festgestellt ist, jedenfalls als für

"nicht absehbare zeit" bestehend angesehenwerdenmuß.

Unter “Erwerbstätigkeit“ ist eine auf Gewinn abzielende,

also nicht unentgeltlich zu verrichten■e Arbeit zu ver-
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LfStehen. Der Versicherte kann jedoch im Rahmendes 5 1247“
'Abso_2 RVO ebenso wie nach 5 1246 Abs° 2 RVG — und früher

‚nach 5 1254 RVG aE ; grundsätzlich nur auf körperliche ”

’Tätigkeiten in abhängiger Stellung verwiesen werden„"
Eine Verweisung auf andere als körperliche Tätigkeiten
könnte in Betracht kommen, wenn der Versicherte die '

Kenntnisse undlähigkeiten für eine geistige Tätigkeit

besitzt. Da hier kein Anhalt dafür vorliegt, daß dies

der Fall sein könnte, bedarf es keiner EntsCheidung, wie

ein solcher Fall'zu beurteilen wäre. Daß der vereicherte

grundsätzlich nur auf Tätigkeiten in abhängiger Stellung

verwiesen werden kann, ergibt sich aus der Erwägung, daß

selbst wenn er die Kenntnisse und Fähigkeiten und das

erforderliche Kapital für eine unternehmerische Tätig-
keit besitzt, ihm nicht zugemutet werden kann, dieses
Kapital für eine unternehmerische, also mit einem RisikoA

'verbundene Tätigkeit einzusetzen. Wenn er also nicht
. >?

eine unternehmerische Tätigkeit tatsächlich aüsübt -
" „:

ein Fall, über den hier aber nicht zu
entscheiden ist —

kann er nur
auf Tätigkeiten in abhängiger Stellung ver—

wiesen werden, ' ‘

Nicht anders als in 5 1246 Abs. 2 RVO —
uhd_früher.in

@1254EVOaF - scheidenaus der Betrachtung solche
Tätigkeiten

aus, für die es Arbeit3plätze in zumindest
nennehSwerter zahl

— seien sie frei oder besetzt - unter
-annähernd normalen Verhältnissen überhaupt nicht gibt,

\
es sei denn, daß der Versicherte zufällig einen solchen-

Arbeitsplatz inne hat. Auf solche Tätigkeiten
— abgesehen

von dem letzteren Fall 4 kann der Versicherte nicht ver-

wiesen Werden‚ Weil sie ihm praktisch-keine Möglichkeit
des Erwerbs eröffnen, Dabei ist von normalen Verhält-

nissen, nicht aber z.B. Von einem vorübergehenden Zustand.
extremen Mangels an

Arbeitskräften, der zur Einrichtung

von Arbeitsplätzen mit Teilarbeit unter der Grenze der
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l„_Halbtagsarbeit führt, auszugehen. {'

Anders als nach 5 1246.Abs; 2 RVOkommt.es nach
'7„5 1247 Abs.-2 RVOallerdings nicht darauf an, ob der“

Vérsicherte durch_Verrichtung einer solchen Tätig4

keit einen wesentlichen sozialen Abstieg erleidet. »

‚Denn im Unterschiede zu 5 1246Abs. 2 Satz 2 RVGent-

4
hält @1247 Abs. 2 RVGeine Vorschrift über die Be—

' schränkung der Verweisbarkeit auf zumutbare Tätigkei—

filten nicht.-Aus dem systematischen Zusammenhang der

.beiden in den 95 1246 und 1247 RVG geregelten Renten-

arten und der TatSache, daß diese Vorschriften ihren

Platz im Gesetz unmittelbar;hintereinander haben, '

lkann
nur geschlos3en werden. daß der Gesetzgeber die—.

se unterschiedliche Regelung bewußt getroffen hat.

Der Versicherte muß sich also nach 5 1247 Abs. 2 RVO'

grundsätzliCh auf jede körperliche Tätigkeit in ab-

hängiger Stellung verweisen lassen. Allerdings ist

auch bei Anwendung dieser Vorschrift zu berücksich—‘

tigen, daß die Rechtsbeziehungen zwischen Versicher-

ten und Versicherungsträgern von dem auch im öffent--

lichen Recht geltenden Grundsatz
von Treu und Glaué

ben beherrscht werden. Aus diesem Grundsatz ergibt

sich auch hier eine gewisse äußerste Grenze der Ver-

weisbarkeit. Allerdings wird diese Begrenzung der

Verweisbarkeit jedenfalls in der Arbeiterrentenver-

sicherung nur eine recht geringe Rolle spielen, da

bei der Anwendung des 5 1247 Abs. 2 BVD selbst der

gelernte Arbeiter grundsätzlich auf alle Tätigkei-

ten des allgemeinen Arbeitsfeldes verwiesen werden

kann, wenn auch daran zu denken ist, einzelne sozial

besonders niedrig bewertete Tätigkeiten auszuschlie-

Zur Entscheidung der Frage, was unter dem Begriff

Ben.

-__14-
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"in gewisser Regelmäßigkeit" zu verstehen ist, gibt der

vorliegende Fall keinen Anlaß, da der Kläger täglich,

wenn auch jeweils nur für drei Stunden, arbeiten kann

und bisher jedenfalls von dem Berufungsgericht keine
"Tätigkeiten genannt sind, die ihrer Art nach nicht täg—
lich auszuüben sind„_

(

Wenn hiernach als Verweisungstätigkeiten
nur

solche
an—

gesehen werden können, für die es zumindest in nennens—
werter Zahl Arbeitsplätze gibt, fragt es sich im_vor—

lliegenden Falle,.in welchem der Kläger weder ganztägig

noch halbtägig, sondern nur bis zu drei Stunden täglich

arbeiten kann, vor allem, ob es für ihn Arbeitsplätze

in zumindest nennenswerter Zahl überhaupt gibt° Hierbei

wird folgendes zu érwägen sein: In normalen Betrieben

sind in aller Regel nur Arbeitsplätze, die ganztägig,

oder allenfalls solche, die halbtägig zu besetzen sind,

vorhanden, Es ist nicht üblich und läßt sich auch orga—
‘nisatorisch im allgemeinen nicht durchführen, daß Ar—

beiter beschäftigt werden, die weniger als eine halbe
Schicht arbeiten. Die Beschäftigung solcher Arbeiter

würde den Betriebsablauf meist zu empfindlich störeno‘

vamerhin wird es wegen ihrer Eigenart in Ausnahmefällen
solche Tätigkeiten geben, etwa die des Zeitungsausträ-,

gers° Bei Heimarbeit besteht zwar diese Schwierigkeit

nicht, da der Heimarbeiter seine Arbeit zeitlich so

einteilen kann, wie es gesundheitlich für ihn tragbar

ist. Andererseits darf aber nicht unberücksichtigt
bleiben, daß Heimarbeit

nur in gewissen Wirtschafts—.

zweigen und —gebieten üblich ist, und daß der Arbeit—

geber jedenfalls in Zeiten normaler Beschäftigungslage

im allgemeinen Wert darauf legen wird, mit möglichst

wenigen Heimarbeitern auszukommen, weil mit größerer

Zahl der Heimarbeiter eine Vergrößerung der Verwaltungs—

—„ ; 15 _
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arbeit und gegebenenfalls auch der Zahl der zur Ver7
fügung zu stellenden Maschinen oder Werkzéuge‘verbuné

den ist. Er wird also möglichst vermeiden, einen Heim—

arbeiter einzustellen, der nur eine geringe tägliche

Arbeitsleistung erbringen kann. In kleineren Hadeerks-
ibetricben, Einzelhandelsbetrieben und Landwirtschafts-

betrieben mag es vorkommen, daß Arbeiten einer bestimm—

4ten Art nur in so geringem Umfang anfallen, daß es ge—

nügt, einen Arbeiter für_zwei bis drei Stunden täglich

zu beschäftigen. Wennauch ArbeitSplätze dieser Art ‚"

_
durch das Arbeitsamt nicht vermittelt werden, so be-

deutet dies doch nicht, daß sie im Rahmen des 5 1247

Abs. 2 RVG nicht berücksichtigt werden könnten, immer

vorausgesetzt, daß es sie inezumindest nennenswerter

Zahl überhaupt gibt; Für Angestellte und Arbeiterinnen

werden in diesen Beziehungen die Verhältnisse günsti—

ger liegen als für Arbeiter. Um einen solchen handelt

es sich aber bei dem Kläger.flg" ' I" '.

' Dieser kann im übrigen nur auf Tätigkeiten verwiesen

; werden, für die es Arbeitsplätze an seinem Wohnort
Ü oder in dessen näherer, täglich zu erreichender Umge—

‘
bung gibt. Es würde dagegen mit dem Grundsatz von Treu

und Glauben unvereinbar sein, zu verlangen, daß ein Ver—
' sicherter zur Verriohtung einer Arbeit von lediglich

' täglich drei Stunden und zur Erzielung eines dement-
l‚sprechend geringen Verdienstes an einen anderen Ort

ver2ieht oder auch als sog. Wochenéndpendler einen -
“solchen Arbeitsplatz aufsudht. Aueh in dieser Bezie—

.
hung ist db Rechtslage bei der Anwendung des 5 1247

A’RVO anders als bei der Anwendung des 5 1246 RVO (zu

_vgl.BSGin SozREVO5 1246Aa12Nr. 21)._
” Wenn auch erhebliche Zweifel bestehen, ob es für dent

Kläger, der überdies bei der Arbeit eines Wechsels
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zwischen Stehen
und Sitzen bedarf, in für ihn in diesem

Sinne erreichbarer Nähe überhaupt Arbeitsplätze in

nennenswerter Zahl gibt,.an denen er eine entgeltliche
Tätigkeit in abhängiger Stellung verrichten kann, so

:mußte die-Sache doch, da der Senat die nach alledem er-
forderlichen tatsäChlichen Feststellungen, für welche

zudem die örtlichen Verhältnisse von besonderer Bedeu—
tung sind, nicht selbst treffen kann, unter Aufhebung

' des angefochtenen Urteils
zur erneuten Verhandlung und ».

'Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen

werden. Das Berufungsgericht hat zwar festgestellt, daß

der Kläger als WäChter oder als Heimarbeiter beschäftigt

werden könnte. Diese Feststellungen reichen aber nicht

aus, da sie die für die Entscheidung des vorliegenden

Falles bedeutsamenf■inzelheiten, insbesondere die, ob

es für den Kläger, der nur bis zu drei Stunden täglich„

im Wechsel von Sitzen und Stehen arbeiten kann, an sei—
3nem Wohnort oder in dessen näherer, täglich zu errei—

chender Umgebung ArbeitSplätze in nennenswerter Zahl

gibt, offen lassen. Ohne diese Einzelfeststellungen ist

es dem Senat aber nicht möglich zu prüfen, ob die ange—

fochtene Entscheidung zutreffend ist. Wenn das Beru—.

fungsgericht nunmehr unter Anwendung der dargelegten

Grundsätze zu dem Ergebnis kommt, daß der Kläger die
fVoraussetzungen der 1. Alternative des 5 1247 Abs. 2 EVO

erfüllt, so,bedarf es einer Prüfung, ob die Vorausset—*

zungen der 2. Alternative dieser Vorschrift vorliegen,

nicht. Andernfalls dagegen ist Weiter zu prüfen, ob die
Voraussetzungen der 2. Alternative dieser Vorschrift

erfüllt sind. Danach liegt Erwerbsunfähigkeit vor, wenn

der Versicherte nicht mehr als nur geringfügige Ein—

künfte.durch Erwerbstätigkeit erzielen kann. Auch hier,

ebenso wie bei der 1. Alternative, kann der Versicherte

grundsätzlich auf alle abhängigen körperlichen Tätig—

keiten des ganzen allgemeinen Arbeitsfeldes, soweit es

3%
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ArbeitSplätze in nennenswerter Zahl an seinem Wohnort

oder in dessen näherer, täglich zu erreichender Umge—

bung gibt,verwiesen werden° Entscheidend kommt es aber

weiter darauf an, was unter "geringfügigen Einkünften"

zu verstehen ist. Der Begriff des als geringfügig be—

zeichneten oder vom Gesetzgeber als geringfügig bc-

trechteten Entgelts findet sich in der EVO bei den

Versicherungspfliehtgrenzen in der Krankenversiche—

rung und in der Rentenversicherung. Nach 5 168 Abs. 2.

EVO gilt ein Entgelt als geringfügig, wenn er_durch—

schnittlich 15,—— DM in der Woche (65‚—— 'M im Monat)

nicht übersteigt, ein höherer Entgelt dänn, wenn er

durchschnittlich ein Fünftel des G semteinkommens nicht

übersteigt. NachAbs. 2 Buchstf_b des für die Renten—
Versicherung der Arbeiter die versicherungsfreien 3e-

sehäftigungen festlegenden € 1228 RVG begründet ein

Entgelt oder Arbeitseinkommen, das durchschnittlich

im Monat ein Achtel der für Monatsbezüge geltenden

Beitragsbemessungsgrenze oder bei höherem Entgelt‘

oder Arbeitseinkommen ein Fünftel des Gesamteink0m—

mens nicht überschreitet, Versicherungsfreiheit. Nach

dem Kuster des 5 168 Abs. 2 EVO einen festen Betrag.

als geringfügig zu betrachten, widersprüche dem Zuge

der Gesetzgebung nach beweglichen Heßstäben, wie er

gerade in der Eentenversicherung zum Ausdruck gelangt

ist. Auf die in @ 1228 Abs. 2 Buchst, b genannte Bei—
tragsbemeesungsgrenze des 5 1385 Abs. 2 EVO kann

ebenfalls nicht abgestellt werden, da diese sich nach
T‘der allgemeinen Jemessungsgrundlsge des @ 1255 Abs. 2

RTO richtet und diese der durchschnittliche Erutto—

jehreserbeitsentgelt aller Versicherten der Renten-

versicherungen der Arbeiter und der Angestellten

ohne 10hrlin@e und Anlernlinge
ist,?äber

für.die hier

zu entscheidende Frage zu wenig die individuelle Be—

deutung des Einzelfalles berücksichtigen würde. Als
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“geringfügige Einkünfte" im Sinne des 5 1247Abs. 2 EVO‘*
können also weder der in 5 168 Abs. 2 EVO genannte feste

»Betrag noeh ein Achtel der Beitragsbemessungsgrenze

(@1228 Abs. 2 Buchst. b RVG)angesehenwerden. Es geht
aber auch nicht an, einen bestimmten Teil des früheren

..‘18_

‚Arbeitseinkommens des Versicherten als "geringfügige
Einkünfte" im Sinne des @‚1247 Abs. 2 RVG zu betrachten,

wie im Schrifttum verschiedehtlich empfohlen ist. Da— “

gegen sprechenxvor‚allem praktische Erwägungen. Es kommt

vielmehr als "geringfügige Einkünfte" im Sinne des © 1247

Abs° 2 RVO nur ein Teilbetrag dessen in Betracht, was
ein körperlich und geistig gesunder Versicherter mit ähn—

licher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und.

Fähigkeiten zu erwerben vermag, und zwar wird es den Vor—

stellungen des Geset2gebers am ehesten entsprechen, wenn
ein Fünftel dieses éetrages nicht erreichende Einkünfte

als "geringfügig" angesehen werden. Einen Anknüpfungs—

punkt'in dieser Beziehung geben die erwähnten Vorschrif—

ten der 55 168Abs°2 und1228Abs, 2 Buchst. b RVGin—
„

sofern, als in ihnen uca‚ ein Fünftel des Gesamteinkom—

_
mens als_die maßgebliche Grenze verwendet Worden ist„

'
welche das sozialversiCherungsrechtlich bedeutsame Fin—

kommen von dem soZialversicherungsrechtlich nicht mehr
bedeut$am scheidet. Diese Grenze erscheint auch unter

._
dem Gesichtspunkt eines sinnvollen Verhältnisses zwischen

der Berufsunfähigkeit, bei der eine Minderung der Erwerbse
fähigkeit um die Hälfte als Grenze von maßgeblicher

3
Bedeutung ist, und der Erwerbsunfähigkeit angemessen.?f ira

Praktisch wird ähnlich wie bei der Anwendung des 5 1246'3_3

Abs. 2 Satz 1 EVOauch hier Vomdurchs6hnittlichen Brutto—
tariflohn eines körperlich und geistig gesunden Versicher—

ten mit ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kennt—
nissen und Fähigkeiten auszugehen sein. Die Einkünfte 1,1

sind dann als geringfügig anzusehen, wenn sie ein Fünftel
L
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imdes Einkommens eines solchen gesunden Versiéherten gleie

cher Art nicht erreichen. Öb in Fällen außergewöhnlich;

niedrigen Lohnes} etwa bei Iehrlingen, oder'auch‘in Fäl-
len außérgewöhnlich hohen Lohnes es zur Bestimmung des

. Begriffes der “geringfügigen.Einkünfte“ der Feststel—
'uilung ziffernmäßig bestimmter Beträge als unterer bzw,

oberer Grenze bedarf, kann im vörliegenden Falle_dahin-
_stehen.

, ; __.[‚-.„
_„\_ ]

Die hiernach erforderlichen Feststellungen wird das Be—

rufungsgericht gegebenenfalls auch noch zu treffen und

nach diesen Grundsätzen erneut zu entscheiden haben.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
_
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